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„Die Nene LBelt".

Die konsermtilie Partei null -as

ichmeille WahlreA.

Seit Jahren werden sowohl an! dein koiiscrb ativen
wie aus dein iiatioualliberalen Lager Angriffe
gegen das geltende Ncichstagswahlrecht iinlernoninicii.
3n letzter Zeit haben diese Angriffe eine recht bedentsanie
Verschütsung erfahren. Wir erwähnte» kürzlich bereits
der von dein sreikoitservalive» Milglicdc des prenhischen
Abgeordneteithauses S ch r e i b c r vcrsahien Broschüre:
»Wider d i e G l e i ch h e i t i m W a h l r e ch l". Schon
früher hatte der Verfasser in einem Artikel des „Deiltschen
Wochenblatt" die Ansicht vertreten, dass der „Grundschlcr"
de» Rcichstagswahlrechtes in der Gleichheit zu suchen sei
und daß deshalb hier die „Reform'’ eitizusetzen hqbe. Er
bcsiirwortcte nach dieser Richlntig hin, dah jeder Wähler
übereilte, die „Gr und stimme", verfüge» sollte, zu
ivekcher daun, „je nach dem Werthe, den der
einzeknc Wähler für die Allgemeinheit, den Staat, be-
sässe", eine enltprcchende Anzahl von Zusatz,
stimmen zn treten hätte. Dieses „Qualitäts-
oder P l u r a l s y st e in" würde „den Unterschied
der sozialen Stellung, den Einfluß des
Besitzes und der Bildung, sowie die Pflicht
zurVertheidiguug dcsVaterlaiideS berück-
sichtige» uiid durch entsprechende Verinehruiig der Stimme»
zogt Ausdruck bringen.

Die erwähnte Broschüre soll den Ziveck haben,
diese» Vorschlag näher zu begründen. Der Verfasser
macht sich die Sache so bequem wie möglich, indem er
mit der größten Unverfrorenheit von der Behauptung
ousgeht: von Uranfang seien die Mensche» nicht gleich
gewesen; die Gleichheit sei „wider die Natur".
DaS jetzige Reichstagswahlrecht bringe „nicht die Mei-
innig der durch Besitz, Bildung oder Verdienst um den
Staat hervorragenden Elemente zur Geltung, sondern
die der breit flulhenden Massen"; es müffe dem Prinzip
der Gleichheit das der „O u a l i t ä t" cntgegengestcllt
lverdeu. D. f). btt Besitz soll grundsätzlich herr-
sche» in der Gesetzgebung; je größer der Besitz, desto
größer die Qualität. Die „Bildung" spielt dabei nur eine
dekorative Rolle; die ist ja mit dem Besitz, und wäre
der Besitzer der dümmste und ungebildetste Tropf, „ganz
naturgemäß verbunden". Der ehrliche Manu der
Arbeit, de» die heilige Ordnung dazu verurtheilt,
sich a n s b e n t e n z n lassen int Interesse der Besitz.
Übermacht, er ist „m i n d e r w «r t h l g", er hat die
geringste „Qnalitäi"; allerdings soll auch er eine Stimme
habe», aber der Besitzende soll ihn je nach seiner Qualität
um daS fünf-, zehn- und zwanzigfache aufwicgcn mit
seinen Zusatzstimmen. Für je /b. 100 000 eine oder
zwei Stimme» mehr, für die „Bildung" extra noch eine
und für den Reservc-Osfizier drei. Daun ist das richtige
„OnalitätS"-Berhällniß hcrgestellt!

Herr Schreiber schildert, wie die Gleichheit der
Stimmabgabe im „deutsche» Wahlrechte" Aufnahme sand.
Er greift zurück aus die Verhandlungen des deutschen
Parlaments der Jahre 1848 und 1849 und theilt
gewissenhaft die Stimmen mit, die sich damals gegen
die Gleichheit im Wahlrecht erklärt haben. Besonderes
Gewicht legt er dann darauf, nachzuweisen, daß die
konservative Partei in Preußeii stets diese
Gleichheit bekämpft hat. Er genügt dem Be-
dürfniß, die konservative Partei in Schutz zu nehmen
gegen den Verdacht, sic könne jemals shmpathisirt haben
mit dem Grundsatz der Gleichheit und Gleichwerthigkeit
der Wähler.

Es dürfte auch für unsere Lese« Interesse haben, zn
erfahren, wie in früherer Zeit sich konservative Partei,
fiihrcr zu diesem Grundsätze gestellt haben.

Am 17. September 1866 sagte Herr von Kleist-
Retzow im preußischen Herreuhause: „Das allgemeine
gleiche Stimmrecht zerschlügt d e n O r g a u i s in u s
des StaatcS in seine Atome, wie wenn wir
die einzelnen Glieder von unserem Leibe löse» wollten.
Er enthält eine Unwahrheit und u n g e r c ch t i g.
feil, indem es die mäunlichen Einwohner des StaatcS
als gleich und gleichberechtigt hmstellt. Man hat sich
auf die gleiche Verpflichtung zum Militärdienst, die so-
genannte Bluisteuer, berusen, aber grade der Organismus
unseres Militärs ist ein so ausgebildeter, so feiner, daß
er auch unser jetziges Wahlftzstcm, welches doch die
Autorität unserer Verfassung für sich hat, sehr bald von
sich ausstieß. Generale, Osfizier^ und Unteroffiziere, ge-
bildete und gewandte Gemeine stehen doch nicht bei« uu>
gebildeten Gemeinen gleich D i e geheime
Abstimmung zerstört den berechtigten Ein-
fluß der Gutsbesitzer, der Pa stören auf
dem Laude, der Fabrikbesitzer . . . ."

Die Brutalität und Unverschämtheit des konservative»
„Recht» -Begriffes kann wohl kaum drastischer zum Aus-
druck gebracht werden. Als „berechtigt" wird cS hiu-
gestellt, weil» Geistliche und Arbeitgeber die ihnen unter-
stellten Wähler bei öffentlicher Abstimmung
„moralisch zwingen so zu stimmen, wie es de» Herre»
gefällt I Dieses Einflusses wegen sind die Konservativen
so entschiedene Gegner der geheimen Abstimmnug.
Da sind sie „ausgesprochene Demokraten", nm Stimm-
vieh an dicWahlurue schleppen zu könne».

Im koustituireuden norddeutsche» Reichstage 1867
Wirte gtgenülier der Erklärung der Negierung, „das
allgemeine gleiche Wahlrecht sei dem konservativen Prinzip
förderlich", Herr v. B e l 0 w . H 0 h e u d o r f Fol-
gendes ans:

„In Zeiten, wo die Geschichte mit so große», Jeder,
mann verständliche» Züge» schreibt, in suchen
Zeiten kau» man mit vollem Recht von einer vox
l'üpuli vox dci sprechen mib aufrichtig daran glauben.
Allein eS ist numöglich, daß wir vor jeder Wahl eine
Schlacht von Wniggrätz schlagen ; cS werden die iiicderc»
Seilen eiuUetcii, und die hohen Zeiten werden ver-
lchwiudeii. Ek wird der gewöhnliche Lauf des Lebens
eintrcten die materiellen Jntcreffen werden sich geltend

mache», der Magen wird, wie Herr Wagner sagte, sein
Recht fordern. Und diese Frage deS Magens ist grade
i» unserer Zeit von bedenklichem Gewiedte. Den» zum
Niedere» zieht eS den Menschen nnwiderstehlich herab.
Wir sind eiugetreten in Zeiten, wo die geforderte Gleich-
heit der Rechte fast in den Hintergrund getreten ist und
die Gleichheit der Genüsse im Vordergründe steht. . .

„Gleichzeitig tritt nun die Forderung an den künftigen
Reichstag heran, staatsrechtliche, volkswirthschaftliche,
finanzielle Fragen zu berathe» und zn emscheideu, welche
aber de» große» Schichte» der Bevölkerung, welche durch
das allgemeiue Wahlrecht zur unbedingten Geltung
kommen, nnverständlich sind, — beim, meine Herren, es
wird doch kein verständiger ernsthaster Manu meinen,
daß in beii großen, breiten Schichten des Volkes die
Staatsweisheit so abgelagert ist, baß man blos die
Wahlpumpeu braucht anznsetzen, um sich in ben Besitz
biescs werthvollen Gutes zu setze». Grade diese nnver-
slandcucu Beziehuiigeu aber eröffne» dem Demagogen
einen weiten Spielraum, die Agitation und die politische
Leidenschaft ist um so größer, je mächtiger das Gebiet
ist, welches sich für seine» Einfluß barbietet. .

„Ohne Gegengewicht und schützende Garantie gehe»
mir unter Segel mit dem vollen Winde dieses allgemeiuen
Stimmrechts, welcher sich jede» Augenblick zu einem
Sturm steigern sann, ohne den natürliche» Ballast der
hohe» Stencrpflicht, ohne de» Ballast des Besitzes,
welcher de» Mensche» an die gegebenen Staatsverhält-
uisse enge auschließt; ohne diesen Ballast wollen wir
mitten in die hohe See einer »nbekauule» Znkunst hinein-
steuern. Ich fürchte, das Schiff wird ohne Ballast sich
nicht steiler» lassen, eS wird kentern, es wird sich aber
wieder erheben und wird sich voraussichtlich auf eine
Weise wieder erhebe», welche dieser Seite des Hanfes
(links) gewiß die ant allerwenigsten angenehme ist."

Als bann die Zustimmung des preußische» Land-
tage» zu der Eiusühruug des allgemeinen Wahlrechts für
den Norddeutschen Bund eiugeholt wurde, sprach der
Kommissionsbericht des Herrenhauses ans:

„Die überwiegende Mehrheit der Kommission glaubte
trotz der Bedenke», welche sich hier erhoben, der Regie-
rnngsvorlage zustimme» zu müssen, indem es sich nur
um ein Wahlgesetz ad hoc handle, um einen ein-
maligen Versuch, und kaum ein anderer Wahl-
mobil« anfznsinden fein dürfte, über den eine baldige
Verständigung zwischen de» verschiedene» Staaisregie-
rangen zu erzielen fei."

Syl> el karakierisirt die Stimmung bei den Wahl-
rechts-Debatte» im konstitnirenden Norddeuticheu Reichs-
tage in seinem Werke: „Die Begründung des Denlschen
Reiches" lute folgt:

„Was daS allgemeine gleiche Wahlrecht betraf, so
zeigte sich die eigenthümliche Erscheinung, daß die Mehr,
heit der Redner es sür bedenklich, ja gefährlich,
in feinen Folgen unberechenbar erklärte . . .
Seit Lassalles Auftreten hatte sich die sozia-
listifche Agitation gegen Kapital und Eigenthum energisch
gewendet; genug, es war ihnen durchaus keine
Freude, die bittere Pille zu schlucken. Aber sie
schlucktenl" Sie standen unter dem Eindruck des
Willens Vis marcks, welcher erklärte: „DaS allge-
meine Wahlrecht ist uns gewissermaßen als ein Erb -
theil der Entwicklung der deutsche» EiicheitS-
bestrebuttgeu überkommen; ich kenne kein besseres."
Ei» Antrag der Konservative» auf Errichtung eines
Oberhauses wurde vom Reichstage verworfen;
dahtugege» wurde i» Artikel 21 der Bundesverfassung
bestimmt: „Der Reichstag geht aus allgemeine» u»d
direkte» Wahle» mit geheimer Abstimmung hervor."

Wahr ist'S, die Konservativen haben damals sich alle
erdenkliche Mühe gegeben, die Einsühruug dieses Wahl-
rechts zu verhindern.

Da ist es nun ganz besonders bedeutsam,
daß dieser Tage auch die offiziöse „Norddeutsche
Allgemeine 3 e i t u ii g” sich ganz offen auf die
Seite der konservativen Bekämpser des allgemeine»
Wahlrechts gestellt hat. Aeußerlichen Anlaß dazu gab
ihr dtc christlich - soziale Zeitung „Volk", welche sich
prinzipiell freundlich zum allgemeine» Wahl-
recht stellt und sDiejenigen reaktionärer Gesinming be-
schuldigt, die dasselbe angreife». Das ist ein Verbreche»!
Das offiziöse Organ erklärt, das „Volk" vertrete
Doktrinen, die „in einem Gegensatz prinzipieller Art, in
einem unlösbaren inneren Widerspruch zur kouservattven
Grnudanschauung stehen". Dann heißt es:

„Die konservative Partei kann dieses Wahlrecht,
nachdem es einmal eingeführt ist, hiuuehnien; sie kann
versuchen, sich mit ihm einznrichten; sie respektirt es als
verfassungsmäßige Einrichtung — soweit der au? den
Bestimmnngen bet Verfassung sich ergebende Anspruch in
dieser Richtung reicht — in loyaler Weise. Sie kann
aber ein in so mechanischer Weise koustruirtes Wahlrecht,
das alle gesunden, iiatürlicheu und berechtigten Autoritäts-
Verhältnisse zerreibt, numöglich grundsätzlich
gntheißen oder für feine weitere Ausdehnung eintreten,
b- h »och mehr Hindernisse zufammenzimmern, die den
mögliche» künftigen llebergang zn einem rationelleren Wahl-
systcm erschwere». Die prinzipielle konservative Stellung
zu dem allgemeinen Wahlrecht kann — so lange dieselben
(Srunbelenieiite ber Anschauungen und Ueberzeugungen
das konservative Urtheil bestimmen — nie eine
anbere fein, als sie Angesichts ber Frage, ob dieses
Wahlrecht in der deutschen Volksvertretung eiugeführt
werde» solle, von Herrn v. Kleist-Retzow am
17. September 1866 im preußische» Herreuhause und
von Herrn v. B e l 0 w - H 0 h e » d 0 r f im Jahre 1867
int fonftituirenben norddeutschen Reichstage bargelegt ist."

So nimmt bie „Norddeutsche Allgemeine Zeitung",
wohl nicht ohne Uebereinstimmung mit „maßgebenden
Kreisen", bie Partei des erzreaktionären KouservatiSmuS
im Kampfe gegen das allgemeine Wahlrecht. Aber sie
macht sich plumper Unwahrheit schuldig mit der
Behauptung, daß die konservative Partei dieses Wahl-
recht respektive. Sind es doch konservative
Blätter, die wer weiß wie oft schon die Regieriiug zur
gewaltsamen H i n iu e g r ä 11 in u 11 g desselben auf
bem Wege des Staatsstreichs aufgeforbert haben l
Das entspricht auch durchaus konservativer Grund,
anschauungI
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